Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen 143.11

Personalverordnung

vom 13. Dezember 2011 (Stand 1. Januar 2013)

Die Regierung des Kantons St.Gallen
erldsst
in Ausfithrung des Personalgesetzes vom 25. Januar 2011!

als Verordnung:?

I. Allgemeine Bestimmungen (1)

Art. 1 Geltungsbereich
a) Grundsatz

! Dieser Erlass gilt fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Art. 2 des Perso-
nalgesetzes.’

2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Spitalverbunde und der Psychiatrie-
verbunde sind mit Ausnahme der Kaderarztinnen und Kaderdrzte, der Oberirz-
tinnen und Oberirzte, der Spitalfachirzte und Spitalfachédrztinnen sowie des Ver-
waltungspersonals der eidgendssischen Arbeitsgesetzgebung* unterstellt.

3 Soweit dieser Erlass fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Spitalverbunde
und der Psychiatrieverbunde giinstigere Regelungen enthélt, gehen diese den Be-
stimmungen der eidgendssischen Arbeitsgesetzgebung vor.

Art. 2 b) fiir nebenamtlich titige Personen

UFiir Personen, die nach Massgabe von besonderen gesetzlichen Vorschriften
nebenamtlich Aufgaben fiir den Kanton erfiillen, gelten folgende Bestimmungen
des Personalgesetzes® sowie die darauf bezogenen Bestimmungen dieses Erlasses:
a) Art. 56 liber die Bearbeitung von Personendaten;
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b) Art. 61 iiber die mit der Aufgabenerfiillung verbundenen Pflichten der Mitar-
beiterin und des Mitarbeiters sowie tiber die Pflicht zur Wahrung der Interes-
sen von Arbeitgeberin oder Arbeitgeber;

c) Art. 63 Bst. c iiber die Pflicht der Mitarbeiterin und des Mitarbeiters zur Mel-
dung von Anderungen in den persdnlichen Verhiltnissen;

d) Art. 67 iiber die Geheimhaltungspflicht;

e) Art. 68 iiber das Verbot der Annahme von Geschenken und anderen Vortei-
len.

Art. 3 Gestaltung des Arbeitsverhiltnisses
a) Arbeitsvertrag

! Der Arbeitsvertrag nennt die Vertragsparteien und regelt wenigstens:
a) das Eintrittsdatum;

b) die Dauer des Arbeitsverhaltnisses;

c) die Funktion und den Aufgabenbereich;

d) den Beschiftigungsgrad;

e) die Lohneinstufung und den Anfangslohn;

f) den Dienstort.

Art. 4 b) Zustindigkeit

! Soweit dieser Erlass die zustandige Stelle nicht ausdriicklich bezeichnet, richtet
sich die Zustandigkeit, als Arbeitgeberin oder Arbeitgeber das Arbeitsverhéltnis zu
gestalten, nach Art. 9 in Verbindung mit Art. 11 und 12 des Personalgesetzes.®

II. Aufgabenerfiillung @)
1. Grundsitze (2.1.)
Art. 5 Aufgaben

a) Grundlagen

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erfiillt die im Arbeitsvertrag und in der
Stellenbeschreibung bezeichneten sowie die durch Anordnungen der oder des
Vorgesetzten zugewiesenen Aufgaben.
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Art. 6 b) Anderung

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber bietet der Mitarbeiterin oder dem Mitar-

beiter andere Aufgaben oder eine andere Tdtigkeit an, wenn die Erfiillung von

anderen Aufgaben oder die Ausiibung einer anderer Tiétigkeit:

a) aus organisatorischen Griinden notwendig ist;

b) infolge eines verinderten Gesundheitszustandes der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters geboten ist und keine betrieblichen Griinde entgegenstehen.

Art. 7 Unterstiitzung des Kantonalen Fiihrungsstabs

! Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterstiitzen den Kantonalen Fithrungs-
stab, bei Bedarf auch iiber die Dienstzeit und die wochentliche Arbeitszeit hinaus.

2 Der Kantonale Fiithrungsstab zieht die im Einzelfall benétigten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bei.”

Art. 8 Telearbeit zu Hause

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann mit Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beitern Telearbeit zu Hause vereinbaren, wenn sie iiber einen privaten Arbeits-
platz verfiigen, der die Aufgabenerfiillung in vergleichbarer Weise wie am
Dienstort zuldsst, und keine betrieblichen Griinde entgegenstehen.

2 Der Kanton kann sich an den Kosten des privaten Arbeitsplatzes beteiligen.
2. Fort- und Weiterbildung (2.2)

Art. 9 Notwendige Fort- und Weiterbildung

! Der Kanton trigt die Kosten fiir die Fort- und Weiterbildung, welche die oder
der Vorgesetzte fiir die Ausiibung der Titigkeit als notwendig bezeichnet.

2Tst der tatsachliche Zeitaufwand, den die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter fiir
die Fort- und Weiterbildung aufwendet, grosser als die tégliche Normalarbeitszeit,
werden hochstens zehn Stunden einschliesslich Fahrzeit und Pausen angerechnet.

Art. 10 Andere Fort- und Weiterbildung
a) Beteiligung des Kantons

! Der Kanton kann sich an der nicht oder nur teilweise zur Ausiibung der Tatigkeit
notwendigen Fort- und Weiterbildung durch einen finanziellen Beitrag und durch
volle oder teilweise Anrechnung der dafiir aufgewendeten Zeit als Arbeitszeit be-
teiligen.

7 Art. 14 des Bevolkerungsschutzgesetzes, sGS 421.1.
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2 Die Beteiligung richtet sich nach:

a) dem Nutzen der Fort- und Weiterbildung fiir den Kanton;

b) den bisherigen Beteiligungen des Kantons an der Fort- und Weiterbildung der
Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters;

¢) der Leistung und dem Verhalten der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

® Das Personalamt erldsst Richtlinien iiber die Beteiligung des Kantons und legt fiir
die zentral gesteuerte Fort- und Weiterbildung den finanziellen Beitrag im Einzel-
fall fest.

Art. 11 b) Vereinbarung

! Uberschreitet die Beteiligung des Kantons den Betrag von Fr. 5000.—, schliessen
die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter, die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber
und die fiir die Verwendung des Fort- und Weiterbildungskredits zustindige
Dienststelle eine schriftliche Vereinbarung tiber die Fort- und Weiterbildung ab.

2 Die Vereinbarung regelt:

a) die Aufteilung der Kosten auf die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter und den
Kanton;

b) die Anrechnung der fiir die Fort- und Weiterbildung aufgewendeten Zeit als
Arbeitszeit.

Art. 12 ¢) Riickerstattung

! Endet das Arbeitsverhiltnis innerhalb von drei Jahren nach der letzten Beitrags-
zahlung oder der zuletzt erfolgten Inanspruchnahme von Arbeitszeit, erstattet die
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die Beteiligung des Kantons, die den Betrag von
Fr. 5000.- iibersteigt, anteilméassig nach Massgabe der Dauer zwischen dem Ende
des Arbeitsverhaltnisses und der Frist von drei Jahren Dauer zurtick.

2 Der Wechsel des Arbeitsplatzes innerhalb der Staatsverwaltung 16st keine Riick-
erstattung aus. Die Riickerstattungsvereinbarung gilt weiter.

* Die Riickerstattung entfillt, wenn das bestehende Arbeitsverhiltnis ohne Ver-
schulden der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters endet.
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3. Unterstiitzung der Mitarbeiterin und des Mitarbeiters (2.3.)

Art. 13 Bestellung einer Rechtsvertretung

! Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustindige Organ der
selbstandigen offentlich-rechtlichen Anstalt bestellt eine Rechtsvertreterin oder
einen Rechtsvertreter, wenn:

a) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im Zusammenhang mit der Aufgaben-
erfiillung auf dem Rechtsweg belangt wird und die Beschreitung des Rechts-
weges zur Wahrung ihrer oder seiner Rechte als angemessen erscheint;

b) die Rechtsvertretung zum Schutz der Personlichkeit nach Art. 30 des Perso-
nalgesetzes® erforderlich ist.

2 Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustindige Organ der
selbstdndigen offentlich-rechtlichen Anstalt kann bei Unterliegen der Mitarbeite-
rin oder des Mitarbeiters wegen schweren Verschuldens die Riickerstattung der
geleisteten Kosten der Rechtsvertretung verlangen.

Art. 14 Richtigstellung bei ungerechtfertigten Angriffen

! Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustindige Organ der
selbstdndigen offentlich-rechtlichen Anstalt kann eine Richtigstellung veranlassen,
wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter im Zusammenhang mit der Aufga-
benerfiillung ungerechtfertigten Angriffen ausgesetzt worden ist.

4. Meldung von Missstinden (2.4.)

Art. 15 Grundsatz

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann Missstinde einer vorgesetzten Stelle
oder der internen Meldestelle melden.

2 Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter verstosst gegen die Treuepflicht, wenn sie
oder er das Recht auf Meldung offensichtlich missbraucht.
Art. 16 Interne Meldestelle

a) Bezeichnung

! Die Regierung bezeichnet eine ausserhalb der Staatsverwaltung stehende Person,
die als interne Meldestelle handelt.

2 Sie legt in einer Leistungsvereinbarung deren Rechte und Pflichten fest und regelt
die Stellvertretung.

8  sGS143.1.
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Art. 17 b) Berichterstattung

! Die interne Meldestelle erstattet der Regierung jahrlich Bericht tiber ihre Tatig-
keit.

Art. 18 Verfahren

! Die interne Meldestelle:

a) nimmt den Sachverhalt auf;

b) Kklart die meldende Mitarbeiterin oder den meldenden Mitarbeiter iber das
Verfahren sowie {iber deren oder dessen Rechte und Pflichten im Rahmen des
Verfahrens auf;

¢) informiert das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustéin-
dige Organ der selbstdndigen offentlich-rechtlichen Anstalt iiber die Meldung,
wenn sie die Anordnung einer Massnahme als geboten erachtet;

d) begleitet das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustidndige
Organ der selbstdndigen offentlich-rechtlichen Anstalt bei der Abkldrung des
Sachverhalts und der Umsetzung von Massnahmen;

e) erteilt der meldenden Mitarbeiterin oder dem meldenden Mitarbeiter Aus-
kunft tiber die Erledigung der Meldung, wenn keine iiberwiegenden privaten
oder offentlichen Interessen entgegenstehen.

2 Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustindige Organ der
selbstindigen offentlich-rechtlichen Anstalt informiert die interne Meldestelle
iber beabsichtigte und umgesetzte Massnahmen.

Art. 19 Vertraulichkeit

! Die interne Meldestelle behandelt die Meldung vertraulich.

2 Sie gibt den Namen der meldenden Mitarbeiterin oder des meldenden Mitarbei-
ters ohne deren oder dessen Einverstindnis nicht bekannt.

3 Sie stellt sicher, dass keine Riickschliisse auf die meldende Person moglich sind.
5. Case Management (2.5.)

Art. 20 Meldepflicht von Arbeitgeberin oder Arbeitgeber

' Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber meldet nach vorgéingiger Information
der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters dem Case Management:

a) ldngere Abwesenheiten;

b) wiederholt auftretende auffillige Abwesenheiten;

c) festgestellte Anzeichen von Suchtverhalten;

d) markanten, nicht erkldrbaren Leistungsabfall.
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Art. 21 Tdtigkeit

! Das Case Management klirt im Gespréich mit der Mitarbeiterin oder dem Mitar-
beiter sowie deren oder dessen Vorgesetzten den Sachverhalt ab.

2Es wirkt auf den Abschluss einer Vereinbarung iiber Beratungs-, Betreuungs-
oder andere Hilfeleistungen hin.

3 Es besorgt Koordination und Kommunikation mit weiteren Beteiligten, insbe-
sondere mit Arztinnen und Arzten sowie therapeutisch titigen Fachpersonen, Be-
ratungsstellen und Versicherungen.

6. Ausiibung von Nebenbeschiftigungen (2.6.)

Art. 22 Nebenbeschiftigungen

! Nebenbeschiftigungen sind Tiétigkeiten, die nicht Gegenstand des Arbeitsver-
hiltnisses sind. Nebenbeschaftigungen sind entgeltlich, wenn die Entschddigung
2400 Franken je Jahr iibersteigt.

Art. 23 Arbeitszeit und Beniitzung von Infrastruktur

! Die fiir die Nebenbeschiftigung aufgewendete Zeit gilt nicht als Arbeitszeit.

2 Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter leistet eine kostendeckende Entschadi-
gung, wenn sie oder er die Infrastruktur des Kantons zur Ausiibung der Nebenbe-
schiftigung beniitzt.

II1. Arbeitszeit (3.
1. Allgemeine Bestimmungen (3.1
Art. 24 Dienstzeit

a) Grundsatz
! Die wochentliche Dienstzeit dauert von Montag bis Freitag.
2 Die tdgliche Dienstzeit dauert von 06.30 bis 19.00 Uhr. Die tbrige Zeit gilt als
Nachtzeit.
Art. 25 b) Ausdehnung

! Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht oder das zustindige Organ der

selbstandigen offentlich-rechtlichen Anstalt kénnen aus betrieblichen Griinden:

a) die wochentliche Dienstzeit fiir bestimmte Funktionen auf den Samstag aus-
dehnen;



143.11

b) die tigliche Dienstzeit auf frithestens 05.00 Uhr und spétestens 21.00 Uhr aus-
dehnen. Die iibrige Zeit gilt als Nachtzeit.

Art. 26 Erreichbarkeit fiir die Offentlichkeit

! Das Departement, die Staatskanzlei und das Gericht stellen die Erreichbarkeit ih-
rer Dienststellen fiir die Offentlichkeit von Montag bis Freitag zwischen 08.00 und
11.30 Uhr sowie zwischen 14.00 und 17.00 Uhr sicher.

2 Sie konnen davon abweichende Erreichbarkeitszeiten vorsehen.

Art. 27 Durchschnittliche wichentliche Arbeitszeit

! Die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit betrdgt 42 Stunden.

2 Sie betrégt fiir:

a) die Werkmeisterinnen und Werkmeister Landwirtschaft im Straf- und Mass-
nahmenvollzug 46 Stunden;

b) das Landwirtschaftspersonal 48 Stunden;

c) Assistenzirztinnen und Assistenzirzte sowie Oberidrztinnen und Oberirzte 46
bis 50 Stunden.

2. Bandbreitenmodell (3.2)

Art. 28 Grundsatz

' Vollzeitlich tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einer durchschnittlichen
wochentlichen Arbeitszeit von 42 Stunden konnen die Arbeitszeit mit Zustim-
mung der oder des Vorgesetzten zwischen 40 und 44 Wochenarbeitsstunden fest-
legen, wenn keine betrieblichen Griinde entgegenstehen.

2FEine zusitzliche Wochenarbeitsstunde je Jahr berechtigt zum Bezug von fiinf
Kompensationstagen, eine Wochenarbeitsstunde weniger fithrt zu einer Lohnein-
busse von 2,4 Prozent. Fiir den Bezug der Kompensationstage werden die Bestim-
mungen {iber die Ferien sachgemiss angewendet.

Art. 29 Varianten

! Varianten des Bandbreitenmodells sind:

Variante Wochentliche Jahreslohn in Pro- | Zusitzliche Kom-
Arbeitszeit in zent pensationstage
Stunden

1 40 95,2 -

2 41 97,6 -

3 41 95.2 5
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Variante Wochentliche Jahreslohn in Pro- | Zusitzliche Kom-
Arbeitszeit in zent pensationstage
Stunden

4 42 100,0

5 42 97,6

6 42 95,2 10

7 43 100,0 5

8 43 97,6 10

9 44 100,0 10

2 Die festgelegte Variante gilt wihrend eines Kalenderjahres. Anderungen erfolgen
in der Regel auf Jahresbeginn.

3 Fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einer durchschnittlichen wochentli-
chen Arbeitszeit von mehr als 42 Stunden gelten die Bandbreiten im Verhiltnis zu
den vereinbarten Wochenstunden.

Art. 30 Teilzeitbeschdftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

! Teilzeitbeschiftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konnen die Varianten 4, 7
oder 9 nach Art. 29 Abs. 1 dieses Erlasses im Verhiltnis zum vereinbarten Be-
schiftigungsgrad wihlen.

Art. 31 Arbeitgeberbeitrige an die berufliche Vorsorge

! Bei Festlegung einer Variante mit einem Jahreslohn von weniger als 100 Prozent
tibernimmt der Kanton wihrend langstens drei Jahren die Arbeitgeberbeitrige an
die berufliche Vorsorge fiir den Unterschied zwischen dem tatsdchlichen Jahres-
lohn und dem Jahreslohn zu 100 Prozent.

Art. 32 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit fester Arbeitszeit

!'Wer an feste Arbeitszeiten gebunden und vollzeitlich beschiftigt ist, kann bei ei-
ner 42-Stunden-Woche die tigliche Arbeitszeit mit Zustimmung der oder des
Vorgesetzten auf 8 Stunden 30 Minuten festlegen.

2 Die zusitzliche Arbeitszeit wird jéhrlich durch zweieinhalb Kompensationstage
abgegolten.
3. Tagliche Arbeitszeit (3.3.)

Art. 33 Tdgliche Normalarbeitszeit

! Die tagliche Normalarbeitszeit betrdgt ein Fiinftel der durchschnittlichen wo-
chentlichen Arbeitszeit.
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Art. 34 Blockzeiten

! Die Blockzeiten dauern von 08.30 bis 11.00 Uhr und von 14.00 bis 16.00 Uhr.

2 Wihrend den Blockzeiten sind in der Regel alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter anwesend.

Art. 35 Mittagspause

! Die Mittagspause oder eine vergleichbare Arbeitsunterbrechung dauert wenigs-
tens eine halbe Stunde.

2 Sie gilt nicht als Arbeitszeit.
® Die oder der Vorgesetzte kann aus betrieblichen Griinden im Einzelfall Ausnah-
men zulassen.
Art. 36 Abwesenheiten
a) aus betrieblichen Griinden

! Fiir ganztiagige Abwesenheiten aus betrieblichen Griinden wird die tagliche Nor-
malarbeitszeit angerechnet.

2Ist der tatsichliche Zeitaufwand grosser, werden hdchstens zehn Stunden ein-
schliesslich Fahrzeit und Pausen angerechnet.

Art. 37 b) aus privaten Griinden

! Abwesenheiten aus privaten Griinden gelten nicht als Arbeitszeit und erfolgen in
der Regel ausserhalb der Blockzeiten.

4. Pikettdienst und Nachtarbeit (3.4.)

Art. 38 Arbeitszeit bei Pikettdienst

! Bei Pikettdienst am Arbeitsplatz gelten als Arbeitszeit:
a) 20 Prozent der ausserhalb von Einsdtzen geleisteten Pikettdienstzeit;
b) die bei Einsétzen tatsdchlich geleistete Arbeitszeit.

2 Als Arbeitszeit bei Pikettdienst zu Hause gilt die bei Einsétzen tatsachlich geleis-
tete Arbeitszeit.

10



143.11

Art. 39 Nachtzeitausgleich bei Nachtarbeit

' Einen Nachtzeitausgleich bei Nachtarbeit erhalten Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter:

a) in den Vollzugseinrichtungen des Straf- und Massnahmenvollzugs sowie in
den Gefingnissen;

b) Dbei der Kantonspolizei;

¢) im Spitaldienst mit Ausnahme der Assistenzirztinnen und Assistenzirzte so-
wie Oberiarztinnen und Oberirzte.

2 Der Nachtzeitausgleich wird zur Arbeitszeit hinzugerechnet, wenn zusammen-
hingend wahrend wenigstens sechs Stunden Nachtarbeit geleistet wird. Er betrdgt
10 Prozent der in der Nachtzeit geleisteten Arbeitszeit.

3Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann anstelle des Nachtzeitausgleichs
eine finanzielle Abgeltung fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter festlegen, deren
Arbeitsleistung im Stundenlohn entschddigt wird oder deren Beschéftigungsgrad
weniger als 25 Prozent betragt.

5. Gleitzeit (3.5.)

Art. 40 Anspruch

!'Wer nicht aus betrieblichen Griinden an feste Arbeitszeiten gebunden ist, hat
Anspruch auf Gleitzeit.

2 Die oder der Vorgesetzte kann aus betrieblichen Griinden oder bei Missbrauch
Einschrankungen anordnen.
Art. 41 Dauer

!'Wihrend der Gleitzeit konnen Arbeitsbeginn, Mittagspause und Arbeitsende frei
gewdhlt werden.

2 Die Gleitzeit dauert:

a) von 06.30 bis 08.30 Uhr;
b) von 11.00 bis 14.00 Uhr;
¢) von 16.00 bis 19.00 Uhr.

? Die oder der Vorgesetzte kann in begriindeten Féllen Ausnahmen zulassen.

Art. 42 Zeitguthaben und Zeitschulden
a) Begriff und Ausgleich

! Aus der Differenz zwischen der tiglichen Normalarbeitszeit und der tatsichlich
geleisteten Arbeitszeit ergeben sich Zeitguthaben oder Zeitschulden.

11
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2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichen Zeitguthaben wihrend der Gleit-
zeit aus.

3 Der Ausgleich wihrend der Blockzeiten erfolgt nach vorgingiger Zustimmung
der oder des Vorgesetzten im Rahmen von zwei Tagen je Monat. Die oder der
Vorgesetzte kann Abweichungen bewilligen.

Art. 43 b) Ubertragung auf das Folgejahr

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann Zeitguthaben und Zeitschulden im
Umfang von hochstens 40 Stunden auf das Folgejahr iibertragen.

2 Zeitguthaben, die 40 Stunden {ibersteigen, verfallen. Zeitschulden werden durch
Lohnabzug ausgeglichen, soweit sie 40 Stunden {ibersteigen.

3 Teilzeitbeschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tibertragen Zeitguthaben
und Zeitschulden auf das Folgejahr im Verhéltnis zum Beschiftigungsgrad.
Art. 44 c) Ausgleich bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter gleicht bei Beendigung des Arbeitsver-
hiltnisses Zeitguthaben und Zeitschulden bis zum Austrittstag aus.

?Das Zeitguthaben verfillt und die Zeitschuld fithrt zu einem entsprechenden
Lohnabzug, wenn der Ausgleich bis zum Austrittstag nicht erfolgen kann.

6. Jahresarbeitszeit (3.6.)

Art. 45 Grundsatz

'Im Arbeitsvertrag kann Jahresarbeitszeit vereinbart und deren Verteilung wah-
rend des Kalenderjahres festgelegt werden, wenn der Arbeitsanfall saisonalen
Schwankungen unterliegt.

2Der Lohn wird ohne Beriicksichtigung der unterschiedlichen monatlichen
Arbeitszeiten nach Massgabe des Beschiftigungsgrades in gleichbleibenden Mo-
natsl6hnen ausgerichtet.

Art. 46 Bezahlte Abwesenheiten

! Bezahlte Abwesenheiten werden entsprechend dem fiir den Lohn massgebenden
Beschiftigungsgrad angerechnet. Art. 36 Abs. 2 dieses Erlasses wird sachgemass
angewendet.

12
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Art. 47 Zeitguthaben und Zeitschulden

! Fiir die Ubertragung von Zeitguthaben und Zeitschulden auf das Folgejahr wird
Art. 43 dieses Erlasses sachgemass angewendet, soweit keine andere Regelung ver-
einbart wird.

Art. 48 Beendigung des Arbeitsverhiltnisses wihrend des Kalenderjahres

' Bei Beendigung des Arbeitsverhiltnisses wahrend des Kalenderjahres werden
Zeitguthaben und Zeitschulden nach Moglichkeit wihrend der Kiindigungsfrist
ausgeglichen.

2 Das beim Austritt vorhandene Zeitguthaben wird entschddigt. Die beim Austritt
vorhandene Zeitschuld fiihrt zu einem Lohnabzug oder, falls der Lohn vollstindig
ausgerichtet wurde, zu einer Riickforderung.

7. Langzeitkonto (3.7.)

Art. 49 Gegenstand

! Das Langzeitkonto ist ein auf die Mitarbeiterin oder den Mitarbeiter lautendes
Konto zum Ansparen von Zeitguthaben wihrend wenigstens drei und hochstens
funf Kalenderjahren.

Art. 50 Vereinbarung

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann das Langzeitkonto mit Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern vereinbaren, die unbefristet angestellt sind und nicht im
Stundenlohn entschadigt werden.

2 Die Vereinbarung regelt Anspardauer sowie Art und Zeitraum der Verwendung
des Zeitguthabens.

Art. 51 Aufnung

! Das Zeitguthaben kann gedufnet werden mit:

a) Umwandlung von Treuepramien;

b) Kompensationstagen im Rahmen des Bandbreitenmodells;

c) angeordneter Uberzeit;

d) Ferientagen, die aus betrieblichen Griinden nicht im laufenden Jahr bezogen
werden konnen, wenn wenigstens vier Wochen des ordentlichen Ferienan-
spruchs bezogen werden.
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Art. 52 Verwendung

! Das angesparte Zeitguthaben kann innert zweier Jahre nach Ablauf der Anspar-
dauer verwendet werden fiir:

a) Bezug von bezahltem Urlaub;

b) befristete Herabsetzung des Beschaftigungsgrades bei gleichbleibendem Lohn.

Art. 53 Zeitguthaben bei Beendigung des Arbeitsverhdltnisses

! Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses sind Zeitguthaben wahrend der Kiindi-
gungsfrist auszugleichen.

2Ist ein Ausgleich aus betrieblichen Griinden nicht méglich, wird das nicht ver-
wendete Zeitguthaben entschédigt.

8. Uberzeit (3.8.)

Art. 54 Begriff

! Uberzeit entsteht, wenn auf Anordnung der oder des Vorgesetzten die verein-
barte Arbeitszeit zur Erfillung einer unaufschiebbaren Aufgabe iiberschritten
wird.

Art. 55 Ausgleich
a) Grundsatz

! Uberzeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bis Lohnklasse 22 wird ausgegli-
chen.

2 Uberzeit von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ab Lohnklasse 23 kann mit Frei-
zeit ausgeglichen werden, wenn keine betrieblichen Griinde entgegenstehen. Die
Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann in Ausnahmeféllen mit Zustimmung des
Personalamtes oder der zustdndigen Stelle der selbstindigen 6ffentlich-rechtlichen
Anstalt eine Entschadigung festlegen.

3 Uberzeit der im Einzelfall zur Unterstiitzung des Kantonalen Fithrungsstabs bei-
gezogenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird entschédigt.
Art. 56 b) durch Freizeit

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter gleicht Uberzeit im Einvernehmen mit
der oder dem Vorgesetzten mit Freizeit aus. Der Ausgleich erfolgt innerhalb eines
Jahres.
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Art. 57 ¢) durch Entschdidigung

! Kann Uberzeit aus betrieblichen Griinden nicht mit Freizeit ausgeglichen wer-
den, wird sie entschadigt.

2 Die Entschiddigung je Stunde ergibt sich aus dem Betrag des Jahreslohns ein-
schliesslich 13. Monatslohn, jedoch ohne Sozialzulagen, geteilt durch:
a) 2190 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit von 42 Stunden;
b) 2399 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit von 46 Stunden;
¢) 2503 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit:

1. der Assistenzdrztinnen und Assistenzirzte sowie Oberdrztinnen und

Oberirzte von 46 bis 50 Stunden;
2. der tibrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 48 Stunden.

9. Zeiterfassung (3.9.)

Art. 58 Grundsatz

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter erfasst die Arbeitszeit in der Regel téglich.
Die oder der Vorgesetzte kann jederzeit Einsicht nehmen.

2 Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht und das zustdndige Organ der
selbstindigen offentlich-rechtlichen Anstalt konnen in Einzelfillen Ausnahmen
von der Erfassungspflicht vorsehen.

3 Uberzeit wird bei der Zeiterfassung separat ausgewiesen.

IV. Ruhetage, Ferien und Urlaub (4.
1. Ruhetage (4.1.)

Art. 59 Bezeichnung

' Ruhetage sind die Sonntage sowie Neujahr, 2. Januar, Karfreitag, Ostermontag,
Auffahrt, Pfingstmontag, 1. August, 1. November, Weihnachts- und Stephanstag.

2 Halbe Ruhetage sind die Nachmittage des 1. Mai sowie des 24. und des 31. De-
zember.

Art. 60 Arbeitsfreie Tage

! Fllt der Weihnachtstag auf einen Mittwoch, ist der folgende Freitag arbeitsfrei.

2 Fallen Weihnachtstag und Neujahr auf einen Dienstag, sind der 24. und der
31. Dezember arbeitsfrei.
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2. Ferien (4.2.)

Art. 61 Dauer’®

! Die Ferien betragen je Kalenderjahr:
a) 23 Arbeitstage ab vollendetem 20. Altersjahr bis zu dem Jahr, in dem das 49.
Altersjahr vollendet wird;
b) 28 Arbeitstage:
1. fiir Lernende;
2. fir jugendliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bis zu dem Jahr,
in dem das 20. Altersjahr vollendet wird;
3. fir die Gibrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ab dem Jahr, in dem
das 50. Altersjahr vollendet wird;
c) 30 Arbeitstage ab dem Jahr, in dem das 60. Altersjahr vollendet wird.

Art. 62 Bemessung

! Die Ferien werden im Verhéltnis zur geleisteten Arbeitszeit wihrend eines Ka-
lenderjahres bemessen:
a) bei Beginn oder Ende des Arbeitsverhiltnisses im Lauf des Kalenderjahres;
b) wenn die T4tigkeit insgesamt innerhalb eines Kalenderjahres oder zusammen-
hingend langer als zwei Monate ausgesetzt wird insbesondere wegen:
1. Krankheit oder Unfalls;
2. obligatorischer Dienstleistung in Armee, Zivilschutz und Feuerwehr;
3. zivilen Ersatzdienstes;
4. Dbezahlten Urlaubs;
¢) Dbeiunbezahltem Urlaub.

2Wird die Tétigkeit aus anderen Griinden ausgesetzt, wird die ausgefallene
Arbeitszeit an die Feriendauer angerechnet.

Art. 63 Ferienbezug

! Die Ferien werden jéhrlich bezogen.

2 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf den Ferienbezug von
wenigstens zwei zusammenhédngenden Wochen.

3 Sie legen die Zeit des Ferienbezugs fest. Vorbehalten bleibt die von der oder dem
Vorgesetzten angeordnete Einschrinkung oder Zuteilung des Ferienbezugs aus
betrieblichen Griinden.

9  InVollzug ab 1. Januar 2013.
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Art. 64 Nachbezug

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konnen Ferien, die aus betrieblichen Griinden
im Kalenderjahr nicht oder nicht vollstindig bezogen werden konnten, im folgen-
den Kalenderjahr nachbeziehen.

2 Nicht bezogene Ferien werden nicht durch Geldleistungen abgegolten. Vorbehal-
ten bleibt eine bei Beendigung des Arbeitsverhiltnisses auszurichtende Entschadi-
gung fiir Ferien, die aus betrieblichen Griinden nicht bezogen werden konnten.

3. Urlaub (4.3.)

Art. 65 Allgemeine Griinde

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann Urlaub bewilligen, wenn die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter die Tatigkeit aus andern Griinden als Krankheit,
Schwangerschaft und Geburt, Unfall, Dienstleistung in Armee, Zivilschutz und
Feuerwehr, Leistung von zivilem Ersatzdienst oder Ausiibung eines offentlichen
Amtes aussetzt und dazu nicht die Ferien benutzen kann.

2 Liegt der Urlaub im Interesse der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers, kann sie
oder er bezahlten Urlaub bewilligen.

Art. 66 Besondere Griinde

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann als bezahlten Urlaub beziehen:!

a) bei Verheiratung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters oder bei Eintragung
der Partnerschaft zwei Tage;

b) bei Hochzeit oder bei Eintragung der Partnerschaft von Kindern und Ge-
schwistern einen Tag;

¢) nach Geburt eines Kindes fiinf Tage Vaterschaftsurlaub innerhalb von vier
Monaten;"

d) bei plotzlicher Erkrankung eines Mitglieds des Haushalts oder eines nahen
Angehorigen, wenn es an der notwendigen Betreuung fehlt, bis zwei Tage je
Ereignis;

e) beim Tod:

1. von Ehe- oder Lebenspartnerin und Ehe- oder Lebenspartner sowie von
eingetragener Partnerin oder eingetragenem Partner drei Tage;
2. von Kindern und Eltern drei Tage;
3. von Geschwistern zwei Tage;
f) bei Wohnungswechsel einen Tag.

10 In Vollzugab 1. Januar 2013.
11  In Vollzugab 1. Januar 2013.
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2 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann die Dauer in Ausnahmefillen ver-
lingern.
Art. 67 Offentliches Amt

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann fiir die Ausiibung eines 6ffentlichen
Amtes bezahlten Urlaub von hochstens fiinfzehn Tagen je Jahr gewdhren.

2 Die fiir die Ausiibung des 6ffentlichen Amtes ausserhalb der Arbeitszeit aufge-
wendete Zeit wird nicht angerechnet.

V. Entschidigungen aus dem Arbeitsverhiltnis (5.
1. Lohn sowie Zulagen und Inkonvenienzentschidigngen (5.1.)
a) Lohn (5.1.1.)

Art. 68 Lohnklassen

! Die Lohnklassen 1 bis 31 umfassen je acht Lohnstufen. Die erste Lohnstufe gilt
als Mindestansatz. Jede folgende Stufe entspricht dem um die Lohnspanne erhoh-
ten Lohn.

2 Die Lohnspanne betrigt einen Siebtel des Unterschieds zwischen dem Mindest-
und dem Hochstansatz der Lohnklasse.

3 Die Lohnklasse 32 bis 37 sind Uberklassen ohne Lohnstufen.

Art. 69 Zuordnung der Funktionen

! Die Zuordnung der Funktionen zu den Lohnklassen richtet sich nach Anhang 1
zu diesem Erlass.

Art. 70 Beforderung innerhalb einer Lohnklasse

a) Grundsatz

! Bei guten Leistungen wird der Lohn jéhrlich bis zur Erreichung des Hochstansat-
zes der Lohnklasse um eine Lohnspanne erhoht. Vorbehalten bleibt der Beschluss
der Regierung iiber das allgemeine Aussetzen des Stufenanstiegs.

2Sind die Leistungen besonders gut, konnen zusitzliche Lohnspannen gewihrt
werden.

* Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter kann verlangen, dass die Verweigerung
der Lohnerhohung schriftlich begriindet wird.
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Art. 71 b) Vorbehalt

! Die Regierung kann den Stufenanstieg innerhalb einer Lohnklasse ganz oder teil -
weise aussetzen, wenn die Finanzlage des Kantons oder die Wirtschaftslage es er-
fordern.

2 Der Stufenanstieg kann auf Beginn des Folgejahres ausgesetzt werden:
a) bei Beforderung wihrend des Jahres;
b) beiBeginn des Arbeitsverhaltnisses im letzten Quartal des Jahres.

Art. 72 Beforderung in eine hohere Lohnklasse
a) Lohnklassen 1 bis 31

! Bei guten oder besonders guten Leistungen kann die Beférderung in eine héhere
Lohnklasse erfolgen.

2 Es wird in der Regel eine Lohnspanne der neuen Lohnklasse gewahrt.

3 Der neue Jahreslohn wird auf den Betrag der niachsten Lohnstufe aufgerundet.

Art. 73 b) Uberklassen

! Bei guten oder besonders guten Leistungen kann die Beférderung schrittweise in
die erste oder eine hohere Uberklasse erfolgen.

Art. 74 Zeitpunkt der Beforderung

! Beférderungen erfolgen in der Regel auf Beginn eines Kalenderjahres.

Art. 75 Variabler Lohnbestandteil

! Der Jahreslohn wird herabgesetzt, wenn im Arbeitsvertrag ein variabler Lohnbe-
standteil vereinbart ist.

2 Bei einem variablen Lohnbestandteil ist eine Spannweite festzulegen, die einen
Zuschlag und einen Abschlag zum Jahreslohn vorsieht.

3 Die Regierung bestimmt die Regelungen im Einzelfall.

Art. 76 Stundenlohn
a) Anwendungsbereich

! Stundenlohn kann vereinbart werden mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern:

a) die fiir eine befristete Zeit von weniger als drei Monaten angestellt sind;

b) deren Beschiftigungsgrad grosse Schwankungen erfahrt;

c) die dauernd mit einem Beschiftigungsgrad von weniger als 25 Prozent arbei-
ten.
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Art. 77 b) Berechnung

! Der Stundenlohn ergibt sich aus dem Betrag des Jahreslohns zuziiglich 13. Mo-
natslohn geteilt durch:
a) 2190 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit von 42 Stunden;
b) 2399 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit von 46 Stunden;
¢) 2503 bei einer durchschnittlichen wochentlichen Arbeitszeit:

1. der Assistenzdrztinnen und Assistenzirzte sowie Oberidrztinnen und

Oberarzte von 46 bis 50 Stunden;
2. der iibrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 48 Stunden.

Art. 78 ¢) Pauschalabgeltung von Ferien und Kurzabsenzen sowie Feier- und
Ruhetagen

! Ferien und Kurzabsenzen sowie Feier- und Ruhetage werden pauschal nach An-
hang 2 zu diesem Erlass abgegolten.

? Kurzabsenzen sind:
a) Urlaub nach Art. 66 dieses Erlasses;
b) die ersten drei Tage der Absenz wegen Krankheit oder Unfalls.

b) Zulagen (5.1.2.)
Art. 79 Geburtszulage

a) Grundsatz

! Der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter wird bei Geburt eines Kindes eine Ge-
burtszulage von hochstens 1360 Franken ausgerichtet.

2 Massgebend ist der Beschaftigungsgrad der letzten zwolf Arbeitsmonate vor der
Geburt.
Art. 80 b) Begrenzung
! Den Eltern wird hochstens eine Geburtszulage je Kind ausgerichtet.
2 Sind beide Elternteile anspruchsberechtigt, wird ihnen die Geburtszulage anteil-
madssig im Verhéltnis ihres Beschiftigungsgrades ausgerichtet.
Art. 81 Funktionszulage
a) Voraussetzungen

! Die Funktionszulage kann befristet oder unbefristet ausgerichtet werden:
a) bei Ubernahme von zusitzlichen Aufgaben;
b) bei Ubernahme einer leitenden Funktion;
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c) bei Ausiibung der Stellvertretung einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters
mit iibergeordneter oder leitender Funktion.

2 Sie entfallt, wenn aufgrund der nach Abs. 1 dieser Bestimmung gegebenen Vor-
aussetzungen ein hoherer Lohn ausgerichtet wird.
Art. 82 b) Hohe

! Die Hohe der Zulage richtet sich nach Art, Umfang und Anforderungen der zu-
satzlichen Aufgaben, der leitenden Funktion oder der Ausiibung der Stellvertre-
tung.

Art. 83 Marktzulage a) Voraussetzungen

! Die Marktzulage kann ausgerichtet werden, wenn die Verhiltnisse auf dem
Arbeitsmarkt die Gewinnung von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern erschweren
oder deren Erhaltung gefihrden.

Art. 84 b) Befristung

! Die Marktzulage wird befristet und stufenweise herabgesetzt.

2 Sie kann vor Ablauf der Frist erhoht, gekiirzt oder aufgehoben werden, wenn sich
die Voraussetzungen fiir deren Ausrichtung verandert haben.

Art. 85 c) Hohe

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber bestimmt die Hohe der Marktzulage so-
wie Dauer und stufenweise Herabsetzung.

2 Sind die Voraussetzungen fiir eine Marktzulage an Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beiter einer Berufsgruppe erfiillt, beschliesst die Regierung tiber deren Ausrich-
tung und Hohe.

c) Inkonvenienzentschidigungen (5.1.3.)

Art. 86 Bezugsberechtigung

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nach den Bestimmungen dieses Erlasses
zum Bezug von Inkonvienzentschiddigungen berechtigt, wenn sie regelmissig und
auf Dauer Arbeit ausserhalb der Dienstzeit, unter erschwerten Bedingungen oder
Pikettdienst leisten.
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2 Fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kantonspolizei richtet sich der Bezug
von Inkonvenienzentschiddigungen nach den Bestimmungen der Polizeiverord-
nung vom 2. Dezember 19802,

Art. 87 Beziigerinnen und Beziiger
a) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Staatsanwaltschaft und Ju-
gendanwaltschaft

! Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte sowie Jugendanwiltinnen und Jugendan-
wilte beziehen Inkonvenienzentschidigungen fiir:

a) Augenscheine und Anordnungen ausserhalb der Dienstzeit;

b) Pikettdienst zu Hause.

?Das Verwaltungspersonal der Staatsanwaltschaft bezieht Inkonvenienzen fiir
Aufgebote an den Arbeitsplatz ausserhalb der Dienstzeit.

3 Die Inkonvenienzentschiadigungen nach Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 dieser Bestim-
mung werden in Form eines Pauschalbetrags nach Anhang 3 zu diesem Erlass aus-
gerichtet.

Art. 88 b) Zwangsmassnahmen-Richterinnen und Zwangsmassnahmen-Rich-
ter

! Zwangsmassnahmen-Richterinnen und Zwangsmassnahmen-Richter beziehen
Inkonvenienzentschadigungen fiir Pikettdienst zu Hause.

Art. 89 ¢) Assistenzdrztinnen und Assistenzirzte

! Assistenzdrztinnen und Assistenzdrzte beziehen Inkonvenienzentschidigungen
fur:

a) Arbeit ausserhalb der Dienstzeit;

b) Pikettdienst.

Art. 90 d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Strassenunterhaltsdienstes

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Strassenunterhaltsdienstes beziehen In-
konvenienzentschadigungen fiir:

a) Arbeit zwischen 20.00 und 05.00 Uhr sowie an Samstagen und Ruhetagen;

b) Pikettdienst;

c) Arbeit unter erschwerten Bedingungen.

2 Die Inkonvenienzentschidigungen nach Abs. 1 Bst. a dieser Bestimmung werden
in Form eines Lohnzuschlags nach Anhang 3 zu diesem Erlass ausgerichtet.

12 sGS451.11.
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3 Das Baudepartement regelt im Einvernehmen mit dem Personalamt die Inkonve-
nienzentschidigungen nach Abs. 1 Bst. b und ¢ dieser Bestimmung.

Art. 91 f) iibrige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

! Die {ibrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beziehen Inkonvenienzentschidi-
gungen, wenn sie in den Lohnklassen 1 bis 22 eingestuft sind.

Art. 92 Form

! Inkonvenienzentschadigungen werden unter Vorbehalt von besonderen Bestim-
mungen in Form einer Geldleistung je Stunde ausgerichtet.

2 Das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht und das zustidndige Organ der
selbstdndigen Offentlich-rechtlichen Anstalt konnen im Einvernehmen mit dem
Personalamt fiir einzelne Personalkategorien die Inkonvenienzentschidigungen
ganz oder teilweise in Pauschalbetrigen je Tag, Nacht, Woche, Monat oder Jahr
festlegen.

Art. 93 Ansatz

! Der Ansatz der Inkonvenienzentschadigungen richtet sich unter Vorbehalt von
besonderen Bestimmungen nach Anhang 3 zu diesem Erlass.

Art. 94 Ausrichtung bei Abwesenheit
a) Grundsatz®

! Die Ausrichtung der Inkonvenienzentschadigungen an Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter nach Art. 89 bis 91 dieses Erlasses dauert fort:

a) wahrend der Ferien;

b) bei Krankheit und Unfall;

¢) bei Dienstleistung in Armee, Zivilschutz und Feuerwehr sowie Leistung von
zivilem Ersatzdienst;

d) wihrend des Mutterschaftsurlaubs.

2 Sie entfillt insbesondere:

1. beim Bezug von Kompensationstagen im Rahmen eines Bandbreitenmodells;

2. bei der finanziellen Abgeltung von nicht bezogenen Ferien am Ende des
Arbeitsverhiltnisses.

13 In Vollzug ab 1. Januar 2013.
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Art. 95 b) Bemessung und Auszahlung't

! Der Betrag der Inkonvenienzentschidigung entspricht dem Durchschnitt der im
vorgegangenen Kalenderjahr oder, bei einer kiirzeren Anstellungsdauer, der wih-
rend der Anstellungsdauer ausgerichteten Inkonvenienzentschiadigungen.

2 Lasst sich der Durchschnitt nicht ermitteln, wird auf Erfahrungswerte abgestellt.

3 Die Auszahlung der Inkonvenienzentschiddigung erfolgt wenigstens vierteljahr-
lich.

d) Auszahlung (5.1.4.)

Art. 96 Monatliche Auszahlung

! Monatlich werden ausbezahlt:

a) ein Dreizehntel des Jahreslohns;

b) die Zulagen;

c) Inkonvenienzentschidigungen. Vorbehalten bleibt der besondere Auszah-
lungsmodus nach Art. 95 dieses Erlasses bei Abwesenheit der Mitarbeiterin
oder des Mitarbeiters;

d) der Stundenlohn aufgrund der im Vormonat geleisteten Arbeit.

Art. 97 13. Monatslohn
! Der 13. Monatslohn wird je zur Hélfte im Juni und Dezember ausbezahlt.

2 Der Mitarbeiter kann innerhalb eines Jahres nach der Geburt eines eigenen Kin-
des den 13. Monatslohn ganz oder zur Hilfte als bezahlten Urlaub beziehen.

Art. 98 Naturalleistung

! Der Arbeitsvertrag kann vorsehen, dass der Lohn teilweise als Naturalleistung in
Form von verbilligter oder unentgeltlicher Verpflegung oder von verbilligter oder
unentgeltlicher Bereitstellung einer Dienstwohnung ausgerichtet wird.

?Das Finanzdepartement legt fiir Dienstwohnungen den fiir die Bewertung der
Naturalleistung massgebenden Wert fest. Im Ubrigen werden fiir die Bewertung
von Naturalleistungen die steuerrechtlichen Bestimmungen tiber Bemessung der
Naturalbeziige bei Ermittlung des steuerbaren Einkommens sachgemiss angewen-
det.”

14 In Vollzugab 1. Januar 2013.
15 Vgl insbesondere Art. 10 der Steuerverordnung, sGS 811.11.
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2. Lohnfortzahlung (5.2.)

Art. 99 Anspruchsdauer
a) Grundsatz

!Der Anspruch auf Lohnfortzahlung besteht ab dem Beginn bis zum Ende des
Arbeitsverhiltnisses.

Art. 100 b) Probezeit

!'Wihrend der Probezeit besteht der Anspruch auf Lohnfortzahlung infolge
Krankheit wihrend eines Monats.

2 Die Verldngerung der Probezeit bewirkt keine Verlingerung der Dauer des An-
spruchs.

Art. 101 ¢) Bezug der Mutterschaftsentschidigung

! Der Anspruch auf Lohnfortzahlung infolge Krankheit oder Unfall wird wahrend
des Bezugs der Mutterschaftsentschiadigung unterbrochen.

Art. 102 Lohnfortzahlung und Kiindigungsschutz a) Voraussetzungen

! Die Lohnfortzahlung wegen Krankheit oder Unfall und Kiindigungsschutz setzt

voraus, dass die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter:

a) auf Verlangen der vorgesetzten Stelle ein Arztzeugnis beibringt, das die
Arbeitsunfihigkeit bestétigt. Vorbehalten bleibt Art. 66 des Personalgesetzes's;

b) die Mitwirkungspflicht erfiillt.

Art. 103 b) Mitwirkungspflicht

! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter:

a) Dbeteiligt sich aktiv an den von der Arbeitgeberin oder vom Arbeitgeber einge-
leiteten Massnahmen zur Wiederaufnahme der bisherigen Tétigkeit oder zur
Wiedereingliederung in eine andere Erwerbstitigkeit;

b) trifft die ihr oder ihm zumutbaren Vorkehrungen, um Dauer und Ausmass
der Arbeitsunfihigkeit zu verringern.

Art. 104 Lohnfortzahlung infolge Krankheit

! Bei Eintritt der Arbeitsunfihigkeit infolge Krankheit wird die gesamte Dauer der
krankheitsbedingten Abwesenheiten in den letzten drei Jahren ermittelt.

16 sGS 143.1.
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2 Die Lohnfortzahlung erfolgt fiir die Dauer, die sich aus der Differenz der nach
Abs. 1 dieser Bestimmung ermittelten Dauer zu 24 Monaten ergibt.”

3 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann die Dauer der Lohnfortzahlung mit
Zustimmung des Personalamtes in Hartefillen verldngern.
Art. 105 Lohnfortzahlung infolge Unfalls

! Bei wiederholter Arbeitsunfihigkeit infolge Unfalls innert fiinf Jahren wegen des-
selben Unfallereignisses betrdgt die Lohnfortzahlung 100 Prozent des Lohns, bis
die gesamte Dauer der Arbeitsunfahigkeit zwolf Monate betragen hat. Danach be-
tragt die Lohnfortzahlung wihrend weiterer zwolf Monate 80 Prozent des Lohns.

Art. 106 Anrechenbarer Lohn

! Der fiir die Lohnfortzahlung anrechenbare Lohn bemisst sich nach der tiglichen
Normalarbeitszeit der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

2 Bei wiederholt wechselndem Beschiftigungsgrad bemisst sich der anrechenbare
Lohn nach dem durchschnittlichen Lohn wiahrend der letzten zw6lf Monate ein-
schliesslich Sozialzulagen sowie Funktions- und Marktzulagen. Inkonvenienzent-
schadigungen sind Teil des anrechenbaren Lohns.

3 Inkonvenienzentschadigungen sind Teil des anrechenbaren Lohns.'®

Art. 107 Kiirzung oder Einstellung

! Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann die Lohnfortzahlung kiirzen oder
einstellen, wenn der Versicherer seine Versicherungsleistungen gekiirzt oder ein-
gestellt hat.

Art. 108  Abtretung von Lohnersatzanspriichen
! Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter tritt dem Kanton Lohnersatzanspriiche
gegeniiber Dritten bis zum Betrag der Lohnfortzahlung ab.
Art. 109 Unfallfonds
a) Grundsatz

! Der Kanton fithrt den Fonds fiir Berufsunfille und den Fonds fiir Nichtberufsun-
fille.

2Die Regierung legt die Beitrige nach dem Grundsatz einer ausgeglichenen
Fondsrechnung fest.

17 Abs. 2in Vollzug ab 1. Januar 2013.
18 Abs. 3 in Vollzug ab 1. Januar 2013.
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Art. 110 b) Fonds fiir Berufsunfille

! Dem Fonds fiir Berufsunfille fliessen die Beitrdge des Kantons und allféllige Zin-
sen aus dem Fondsvermdégen zu.

2 Aus dem Fonds fiir Berufsunfille werden geleistet:
a) Pramien an die Berufsunfallversicherung;
b) anteilmdssige Kosten fiir die Fallbewirtschaftung.

Art. 111 ¢) Fonds fiir Nichtberufsunfille

! Dem Fonds fiir Nichtberufsunfille fliessen die Beitrdge der Versicherten und all-
fallige Zinsen aus dem Fondsvermdogen zu.

2 Die Versicherten entrichten Beitrdge. Diese sind fiir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter aller Personalkategorien gleich hoch.

3 Aus dem Fonds fiir Nichtberufsunfille werden geleistet:
a) Prdmien an die Nichtberufsunfallversicherung;
b) anteilmdssige Kosten fiir die Fallbewirtschaftung.

3. Treueprimie (5.3.)

Art. 112 Anspruch

! Die Treuepramie wird ausgerichtet nach Vollendung:
a) des 10. und des 15. Dienstjahres in der Hohe eines halben Monatslohns;
b) des 25. Dienstjahres in der Hohe eines Monatslohns.

Art. 113 Anrechnung von Dienstjahren

! Fiir die Ausrichtung von Treueprdmien werden alle beim Kanton als Mitarbeite-
rin oder Mitarbeiter nach Art.2 Abs. 1 und 2 des Personalgesetzes' geleisteten
Dienstjahre angerechnet.

Art. 114 Hohe

! Die Hohe der Treuepramie bemisst sich nach dem Lohn am Ende des Dienstjah-
res, bei dessen Erfiillung die Pramie ausgerichtet wird. Massgebend ist der durch-
schnittliche Beschiftigungsgrad der letzten fiinf Dienstjahre.

19  sGS143.1.
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2Der 13. Monatslohn sowie die Inkonvenienzentschidigung und die Sozial-,
Funktions- und Marktzulagen werden nicht angerechnet. Die Treuepriamie wird
anteilmassig ausgerichtet, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter nach mehr
als zehn Dienstjahren aus dem Arbeitsverhaltnis mit dem Kanton ausscheidet we-

gen:
a) Alter oder Invaliditat;
b) Tod;

c) unverschuldeter Kiindigung seitens der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers;
d) unverschuldeter Nichtwiederwahl.

Art. 115 Ausrichtung in Form von bezahltem Urlaub

! Die oder der Vorgesetzte kann auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbei-
ters den Bezug der Treueprdmie in Form von bezahltem Urlaub bewilligen, wenn
keine betrieblichen Griinde entgegenstehen.

4. Abgangsentschidigung (5.4.)

Art. 116 Voraussetzungen

! Die Regierung kann eine Abgangsentschiadigung ausrichten, wenn:

a) das Arbeitsverhiltnis durch Kiindigung seitens der Arbeitgeberin oder des
Arbeitgebers oder in gegenseitigem Einvernehmen aufgelost wird;

b) hochstens ein geringes Verschulden der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters
vorliegt;

c) die Beendigung des Arbeitsverhiltnisses eine Kiirzung der Rente aus der
beruflichen Vorsorge zur Folge hat;

d) keine Leistungen nach Massgabe eines nach Art. 55 des Personalgesetzes® er-
lassenen Sozialplans ausgerichtet werden.

Art. 117 Hohe

! Die Hohe der Abgangsentschidigung richtet sich nach:

a) den personlichen Verhiltnissen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters;

b) den Chancen der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters auf dem Arbeitsmarkt;
¢) der Dauer des Arbeitsverhiltnisses;

d) dem Kiindigungsgrund;

e) der Dauer einer Freistellung von der Arbeitsleistung;

f)  der Altersvorsorge der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters.

2 Sie bemisst sich nach dem Jahreslohn einschliesslich 13. Monatslohn ohne Zula-
gen und variable Lohnbestandteile.

20 sGS143.1.
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5. Lohnnachgenuss (5.5.)

Art. 118 Hinterlassene

! Hinterlassene nach Art. 42 des Personalgesetzes? sind:

a) die tiberlebende Ehegattin oder der iiberlebende Ehegatte;

b) die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner;

¢) die Partnerin oder der Partner, die mit dem oder der Verstorbenen in eheihn-
licher Gemeinschaft gelebt hat;

d) Kinder, Eltern, Enkelkinder und Geschwister der oder des Verstorbenen.

2 Fehlen bezugsberechtigte Hinterlassene, wird der Lohn bis Ende des Sterbemo-
nats dem Nachlass zugewiesen.
Art. 119 Anrechenbarer Lohn

'Der fiir den Lohnnachgenuss anrechenbare Lohn bemisst sich nach dem Be-
schiftigungsgrad im Zeitpunkt des Todes einschliesslich 13. Monatslohn, Inkon-
venienzentschddigung sowie Sozial-, Funktions- und Marktzulagen.

VI. Spesenersatz (6.)
1. Grundsitze (6.1.)

Art. 120 Geltungsbereich

! Als Spesen gelten die Auslagen fiir:
a) Verpflegung;

b) Unterkunft;

¢) Dienstreisen.

Art. 121 Grundsatz

! Spesen werden nach den in diesem Erlass festgelegten Ansétzen vergiitet, soweit
sie tatsdchlich entstanden und angemessen sind.

2In begriindeten Fillen kénnen das Departement, die Staatskanzlei, das Gericht
und das zustdndige Organ der selbstindigen offentlich-rechtlichen Anstalt im Ein-
vernehmen mit dem Personalamt pauschale Vergiitungen festlegen.

21  sGS143.1.
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2. Verpflegung (6.2.)

Art. 122 Vergiitung

! Vergiitet werden die Auslagen fiir:

a) Arbeits- und Geschiftsessen oder wenn eine Mahlzeit aus betrieblichen Griin-
den ausserhalb des Dienstorts eingenommen werden muss;

b) Konsumationen insbesondere bei Sitzungen, Konferenzen, Verhandlungen
oder Augenscheinen.

Art. 123 Ansditze

! Die Vergiitung betrigt hochstens:?

a) fur das Morgenessen: Fr. 8.—

b) fiir das Mittagessen: Fr. 25.-

¢) fiir das Abendessen: Fr. 25.—

d) fiir ibrige Konsumationen: Fr. 6.-

2 Sind aus besonderen Griinden héhere Auslagen fiir die Verpflegung entstanden,
konnen diese mit Zustimmung der oder des Vorgesetzten vollumfinglich vergiitet
werden.

3. Unterkunft (6.3.)

Art. 124 Vergiitung

! Auslagen fiir die Unterkunft werden vergiitet, wenn die Anreise am Vortag notig
oder die Riickfahrt am Tag der Anreise nicht mehr moglich ist.

2 Vergiitet werden die tatsichlichen Auslagen einschliesslich Morgenessen, nicht
jedoch Privatauslagen.

4. Dienstreisen (6.4.)

Art. 125 Offentliche Verkehrsmittel

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beniitzen fiir Dienstreisen nach Moglichkeit
offentliche Verkehrsmittel.

22 In der gedruckten Fassung des Erlasses vom April 2012 (nGS 47-32) ist irrtiimlicherweise
ein Ansatz von Fr. 8.— aufgefiihrt.

23 In der gedruckten Fassung des Erlasses vom April 2012 (nGS 47-32) ist irrtiimlicherweise
ein Ansatz von Fr. 8.- aufgefiihrt.
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2 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber rechnet den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern die Kosten von privat erworbenen Abonnementen ganz oder teilweise als
Spesen an.

Art. 126 Privatfahrzeuge
a) Kilometerentschidigung

! Fiir Dienstfahrten mit Privatfahrzeugen wird eine Kilometerentschadigung aus-
gerichtet.

2In der Kilometerentschiadigung sind die Kosten fiir eine private Kaskoversiche-
rung zur Deckung von Unfallschidden enthalten.

Art. 127 b) Personenwagen®

! Die Vergiitung fiir die Beniitzung des eigenen Personenwagens betrigt je Kilo-
meter:

a) bis 5000 Kilometer im Kalenderjahr: Rp. 78

b) von 5001 bis 10 000 Kilometer im Kalenderjahr: Rp. 65

c) iber 10 000 Kilometer im Kalenderjahr: Rp. 56

2 Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Einvernehmen mit dem Personalamt einen Zuschlag von fiinf Rappen je Kilo-
meter ausrichten, wenn der Personenwagen vorwiegend unter besonders schwieri-
gen Verhdltnissen eingesetzt wird.

Art. 128 Kleinfahrzeuge

! Die Vergiitung fiir die Beniitzung von eigenen Kleinfahrzeugen betrigt je Kilo-
meter:

a) fur Motorfahrrider: Rp. 20

b) fir Motorrader und Roller: Rp. 30

Art. 129 Flugzeug

! Die Beniitzung des Flugzeugs bedarf der vorgingigen Bewilligung der Arbeitge-
berin oder des Arbeitgebers.

2 Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter informiert die Vorgesetzte oder den Vor-
gesetzten iber erhaltene Meilengutschriften, Bonuspunkte und Pramien. Deren
Wert wird im Rahmen der Spesenvergiitung angerechnet.

24  Abs. 1in Vollzug ab 1. Januar 2013.
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Art. 130 Weitere Auslagen

! Weitere mit Dienstreisen zusammenhéngende Auslagen werden entschadigt, so-
weit sie durch Belege ausgewiesen sind.

5. Wegentschidigung (6.5.)

Art. 131 Ausrichtung

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, deren Arbeitsort voriibergehend ausserhalb
des Dienstorts liegt, wird eine Wegentschadigung im Umfang der Mehrkosten fiir
den Arbeitsweg vergiitet.

2 Bei dauerhafter Verlegung des Dienstorts wird die Wegentschadigung wahrend
der Kiindigungsfrist ausgerichtet.

3 Fir die Wegentschiadigung werden die Bestimmungen dieses Erlasses iiber die
Vergiitung der Auslagen fiir die Beniitzung von 6ffentlichen Verkehrsmitteln und
Privatfahrzeugen sachgemass angewendet.

VII. Zustindigkeiten (7.)
1. Regierung (7.1.)

Art. 132 Begriindung und Beendigung von Arbeitsverhdltnissen

! Die Regierung ist zusitzlich zu den in Art. 10 Abs. 1 des Personalgesetzes*® und
besonderen gesetzlichen Bestimmungen bezeichneten Arbeitsverhiltnissen zu-
standig fiir Begriindung und Beendigung des Arbeitsverhiltnisses:
a) in der Staatskanzlei von:
1. Vizestaatssekretdrin oder Vizestaatssekretir;
2. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter der Regierungsprésidentin oder des Regie-
rungsprasidenten;
3. Leiterin oder Leiter Recht und Legistik;
4. Leiterin oder Leiter Kommunikation;
5. Leiterin oder Leiter Koordinationsstelle fiir Aussenbeziehungen;
b) im Departement des Innern der Leiterin oder des Leiters Amtsnotariat;
¢) im Finanzdepartement der Leiterin oder des Leiters Personal- und Organisati-
onsentwicklung;
d) im Baudepartement der Strasseninspektorin oder des Strasseninspektors;
e) im Gesundheitsdepartement von:
1. Kantonsirztin oder Kantonsarzt;

25 sGS143.1.
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2. Kantonstierdrztin oder Kantonstierarzt;
3. Kantonschemikerin oder Kantonschemiker;
4. Kantonsapothekerin oder Kantonsapotheker.

Art. 133 Ubertragung von Aufgaben

! Anstelle der Begriindung eines neuen Arbeitsverhiltnisses kann die Regierung
die Aufgaben der Vizestaatsekretirin oder des Vizestaatssekretirs und der Mitar-
beiterin oder des Mitarbeiters der Regierungsprésidentin oder des Regierungspra-
sidenten an Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter mit bereits bestehendem Arbeits-
verhaltnis tibertragen.

2. Sozialpartnerschaft (7.2.)
a) Verhandlungsparteien (7.2.1.)

Art. 134 Verbinde des Staatspersonals

! Als Verbinde des Staatspersonals gelten die auf Dauer gegriindeten privatrechtli-
chen Organisationen, welche die Wahrnehmung von Interessen des Staatsperso-
nals und der Lehrpersonen der Volksschule bezwecken.

2 Die Personalverbiandekonferenz ist Ansprechpartnerin der Regierung.

3 Sie konstituiert sich selbst und bezeichnet die an Verhandlungen beteiligte Ver-
handlungsdelegation.

Art. 135 Regierung

! Das Finanzdepartement vertritt die Regierung, soweit diese nicht als Kollegium
handelt* oder eine besondere Vertretung bezeichnet.

2 Das Personalamt fithrt die Geschifte der Sozialpartnerschatft.
b) Zusammenarbeit (7.2.2.)

Art. 136 Verhandlungen

! Verhandlungen tiber Gegenstinde, die mehrere Personalverbande betreffen, wer-
den in der Regel mit der Personalverbiandekonferenz gefiihrt.

26 Art. 69 Abs. 2 der Kantonsverfassung, sGS 111.1.
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2 Das Departement kann Verhandlungen mit einzelnen Personalverbdnden tiber
Gegenstinde fihren, die das Personal nach Massgabe des Geschiftskreises dieses
Departementes?” betreffen, soweit die Regierung keine andere Regelung trifft. Es
kann das Personalamt beiziehen.

* Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wird die Teilnahme an Sitzungen der Perso-
nalverbiandekonferenz und der Verhandlungsdelegation sowie, wenn die Regie-
rung oder das Finanzdepartement einlddt, an weiteren Sitzungen im Rahmen der
Sozialpartnerschaft als Arbeitszeit angerechnet.

Art. 137 Vernehmlassung, Anhorung und Mitarbeit

! Die Personalverbande werden vor Entscheiden der Regierung iiber Gegenstinde
nach Art. 6 Abs. 1 und 2 des Personalgesetzes? zur schriftlichen Vernehmlassung
oder zur Anhorung eingeladen.

2 Sie konnen zur Mitarbeit in Projektorganisationen oder Arbeitsgruppen eingela-
den werden.
Art. 138 Vorschlags- und Antragsrecht

! Die Personalverbinde konnen der Regierung zu Gegenstdnden nach Art. 6 Abs. 1
und 2 des Personalgesetzes? sowie weiteren Personalangelegenheiten Vorschlige
und Antréige unterbreiten.

2 Die Regierung oder in deren Auftrag das Finanzdepartement nimmt zu den Vor-
schldgen und Antrigen in der Regel schriftlich Stellung. Eine ablehnende Haltung
wird begriindet.

Art. 139 Infrastrukturbeitrag

! Die Personalverbiandekonferenz erhilt jahrlich einen im Rahmen des Voran-
schlags des Kantons St.Gallen festgelegten Infrastrukturbeitrag.

3. Personalamt (7.3.)

Art. 140 Stellung

! Das Personalamt unterstiitzt als Kompetenz- und Dienstleistungszentrum Regie-
rung, Departemente und Staatskanzlei sowie Gerichte und andere Justizbehdrden
in Personalangelegenheiten.

27  Geschiftsreglement der Regierung und der Staatskanzlei, sGS 141.3.
28 sGS 143.1.
29 sGS143.1.
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2 Es erfullt die ihm durch Gesetz und Verordnung sowie von Regierung und Fi-
nanzdepartement zugewiesenen Aufgaben.

Art. 141 Zusammenarbeit

! Das Personalamt sowie die Dienststellen von Departement, Staatskanzlei, Gericht
und anderer Justizbehorde arbeiten zusammen und erteilen gegenseitig die fiir die
Aufgabenerfiillung erforderlichen Auskiinfte.

2 Es arbeitet nach Massgabe von Leistungsvereinbarungen mit selbstindigen of-
fentlich-rechtlichen Anstalten zusammen. Die Leistungsvereinbarungen werden
zwischen dem Personalamt und dem zustdndigen Organ der selbstidndigen 6ffent-
lich-rechtlichen Anstalten im Einvernehmen mit dem Departement, dem die selb-
stindige 6ffentlich-rechtliche Anstalt zugeordnet ist, abgeschlossen.

Art. 142 Aufgaben
a) Personalpolitik

! Das Personalamt:

a) berat die Regierung bei der Weiterentwicklung der Personalpolitik;

b) unterstiitzt Departemente und Staatskanzlei sowie Gerichte und andere Jus-
tizbehorden bei der Umsetzung der Personalpolitik;

c) erarbeitet Grundlagen fiir ein einheitliches, dezentrales Personalcontrolling
und stellt Instrumente bereit;

d) wertet periodisch Kennzahlen zuhanden der Generalsekretare-Konferenz und
der Regierung aus, erstattet Bericht und schlagt Massnahmen vor.

Art. 143 b) Fiihrungsunterstiitzung sowie Personal- und Organisationsentwick-
lung

! Das Personalamt:

a) unterstiitzt Departemente und Staatskanzlei sowie Gerichte und andere Jus-
tizbehorden in der Fithrungstitigkeit sowie der Personal- und Organisations-
entwicklung;

b) steuert die zentrale Fort- und Weiterbildung;

c) stellt Konzepte, Instrumente und Angebote fiir die Personal- und Organisati-
onsentwicklung bereit;

d) koordiniert die verwaltungsinterne Berufsausbildung.

Art. 144 ¢) Information

! Das Personalamt informiert die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Departe-
mente und der Staatskanzlei sowie der Gerichte und anderer Justizbehorden iiber
Personalangelegenheiten von allgemeiner Bedeutung.
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Art. 145 d) Vollzug des Personalrechts

' Das Personalamt sorgt in Zusammenarbeit mit Departementen, Staatskanzlei
und Gerichten fiir den einheitlichen Vollzug des Personalrechts.

2 Es erstattet der Staatssekretdrin oder dem Staatssekretér, der zustindigen Gene-

ralsekretdrin oder dem zustindigen Generalsekretir oder dem Gericht Meldung,

wenn es zur Auffassung gelangt, dass:

a) Vollzugshandlungen einer Dienststelle mit personalrechtlichen Vorschriften
nicht in Einklang stehen;

b) eine Dienststelle von der iiblichen Praxis in der Rechtsanwendung abweicht.

3 Es erlésst Richtlinien und stellt Musterdokumente zur Verfiigung.

Art. 146 e) Personaladministration

! Das Personalamt:

a) fiihrt die 6ffentliche Stellenausschreibung durch;

b) begleitet das Verfahren der Anstellung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, deren Arbeitsverhiltnis von der Regierung begriindet wird;

¢) nimmt Stellung zu der in Aussicht genommenen Hohe des Lohns und einer
allfélligen Funktions- oder Marktzulage bei Begriindung des Arbeitsverhilt-
nisses oder bei lohnwirksamer Anderung des Arbeitsvertrags. Es erstattet bei
Nichteinverstandnis in sachgemisser Anwendung von Art. 145 Abs. 2 dieses
Erlasses Meldung und informiert die Vorsteherin oder den Vorsteher des Fi-
nanzdepartementes;

d) besorgt in Zusammenarbeit mit Staatskanzlei, Departementen und Gerichten
Lohnverwaltung und Lohnauszahlung;

e) vollzieht das Sozialversicherungsrecht und koordiniert Leistungen und Lohn;

f)  betreibt die zentralen Informatiksysteme fiir das Personalwesen und sorgt fiir
deren Weiterentwicklung;

g) fihrt das innerbetriebliche Case Management fiir Departemente und Staats-
kanzlei sowie Gerichte und andere Justizbehorden nach Art. 21 dieses Erlas-
ses.

Art. 147 Antragsrecht

! Das Personalamt kann bei Meinungsverschiedenheiten der Regierung Bericht er-
statten und Antrége stellen.

Art. 148  Personaldienstleiterkonferenz

! Die von den Departementen und der Staatskanzlei sowie den Gerichten bezeich-
neten Leiterinnen und Leiter der fiir Personalangelegenheiten zustdndigen Dienst-
stellen bilden die Personaldienstleiterkonferenz.
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2 Die Personaldienstleiterkonferenz behandelt unter Leitung und zuhanden des
Personalamtes allgemeine Personalangelegenheiten.

VIII. Schlichtungsverfahren im Rahmen der Streiterledigung (8.
1. Schlichtungsstelle in Personalsachen (8.1.)

Art. 149 Organisation

! Die Amtsdauer der Mitglieder betrdgt vier Jahre. Die Bestimmungen iiber die
Amtsdauer der Behorden des Kantons werden sachgemaiss angewendet.

2 Regierung und Verbande des Staatspersonals achten bei Bezeichnung der Mit-
glieder auf eine ausgewogene Vertretung beider Geschlechter.

3 Die Entschddigung der Mitglieder richtet sich sachgemass nach der Verordnung
tiber die Entschadigung der nicht festangestellten Richterinnen und Richter sowie
die Mitglieder der Schlichtungsbehdérden (Entschiddigungsverordnung) vom
19. Mai 2009.%

Art. 150 Ausstand

! Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirken in Verfahren, die das Departement
betreffen, denen sie nach Massgabe des Arbeitsverhdltnisses angehoren, nicht mit.

2 Abs. 1 dieser Bestimmung wird fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Staats-
kanzlei und Gerichten sachgemaiss angewendet.

3 Im Ubrigen werden die Bestimmungen des Gesetzes iiber die Verwaltungsrechts-
pflege vom 16. Mai 1965°! {iber den Ausstand sachgemiss angewendet.

2. Schlichtungsbegehren (8.2.)

Art. 151 Einreichung

! Das Schlichtungsbegehren wird der Schlichtungsstelle in Personalsachen schrift-
lich eingereicht oder dieser miindlich zu Protokoll gegeben.

2 Es bezeichnet die andere Partei und enthilt Antrag sowie Begriindung.

30 sGS941.13.
31 sGS951.1.
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Art. 152 Behandlung

' Die Schlichtungsstelle in Personalsachen iibermittelt der anderen Partei das
Schlichtungsbegehren und gibt dieser Gelegenheit zur schriftlichen Stellung-
nahme.

2 Sie kann Verfahren mit inhaltlichem Zusammenhang und gleichen oder 4hnli-
chen Rechtsfragen vereinigen.

3 Die Prasidentin oder der Prisident der Schlichtungsstelle in Personalsachen kann
in besonderen Fillen vor der Verstindigungsverhandlung einen zweiten Schriften-
wechsel anordnen.

Art. 153 Unterlagen und Abklirungen

! Die Parteien reichen die fiir die Beurteilung von Sachverhalt und Rechtsfragen
notwendigen Unterlagen ein.

2 Die Schlichtungsstelle in Personalsachen kann sachdienliche Abkldrungen treffen
und sich weitere Unterlagen vorlegen lassen.
3. Verfahren (8.3.)
Art. 154 Verstindigungsverhandlung

a) Durchfiihrung
! Die Verstindigungsverhandlung ist nicht 6ffentlich.

2 Die Parteien konnen sich von einer Rechtsbeistindin oder einem Rechtsbeistand
oder von einer anderen Vertrauensperson begleiten lassen. Sie oder die Schlich-
tungsstelle in Personalsachen informieren die andere Partei vor der Verstindi-
gungsverhandlung tiber die Vertretung.

Art. 155 b) Vertraulichkeit

! Die Aussagen der Parteien sind vertraulich.

2 Sie werden im Verfahren der personalrechtlichen Klage nicht verwendet.

Art. 156 ¢) Empfehlung der Schlichtungsstelle in Personalsachen

! Die Schlichtungsstelle in Personalsachen kann in Angelegenheiten, die nach
Art. 79 des Personalgesetzes® Streitgegenstand der personalrechtlichen Klage sind,
eine Empfehlung zur giitlichen Verstindigung abgeben.

32 sGS143.1.
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2 Das Schlichtungsverfahren ist gescheitert, wenn nicht beide Vertragsparteien der
Empfehlung zustimmen.

Art. 157 d) giitliche Verstindigung

! Die Schlichtungsstelle nimmt die giitliche Verstindigung zu Protokoll, wenn sich
die Vertragsparteien durch Zustimmung zur Empfehlung oder eine andere
Ubereinkunft einigen.

2 Sie lasst das Protokoll durch die Vertragsparteien unterzeichnen.

Art. 158 e) Abschluss

! Die Schlichtungsstelle in Personalsachen erwéhnt in der Feststellung tiber den

Abschluss des Schlichtungsverfahrens insbesondere:

a) die Namen der Vertragsparteien;

b) das Datum der Feststellung;

c) das gestellte Schlichtungsbegehren;

d) den Verhandlungsgegenstand;

e) die Art des Ausgangs des Schlichtungsverfahrens durch Hinweis auf die giitli-
che Verstandigung oder das Scheitern des Schlichtungsverfahrens;

f) bei gescheitertem Schlichtungsverfahren den Hinweis auf Art. 81 des Perso-
nalgesetzes®.

2 Die Feststellung der Schlichtungsstelle in Personalsachen tiber die giitliche Ver-
standigung der Vertragsparteien oder das Scheitern des Schlichtungsverfahrens
wird nicht begriindet.

Art. 159 Sdumnis

'Bei Sdumnis der das Schlichtungsbegehren stellenden Partei gilt das Schlich-
tungsbegehren als zuriickgezogen. Die Schlichtungsstelle in Personalsachen
schreibt das Schlichtungsbegehren als gegenstandslos ab.

2 Bei Sdumnis der anderen Partei stellt die Schlichtungsstelle in Personalsachen das
Scheitern der Verstindigungsverhandlung fest.

3 Bei Sdumnis beider Vertragsparteien schreibt die Schlichtungsstelle in Personal-
sachen das Verfahren als gegenstandslos ab.

33 sGS143.1.
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Art. 160  Erginzendes Recht

'Im Ubrigen werden fiir das Verfahren der Schlichtungsstelle in Personalsachen
die Bestimmungen der Schweizerischen Zivilprozessordnung vom 19. Dezember
2008 sachgemiss angewendet.

IX. Schlussbestimmungen 9.)
Art. 161 3
Art. 162 3
Art. 163 37
Art. 164 3

Art. 165  Aufhebung bisherigen Rechts
a) Besoldungsverordnung

! Die Besoldungsverordnung vom 27. Februar 1996* wird mit Ausnahme von
Art. 29 und 30 mit Wirkung ab 1. Juni 2012 aufgehoben.

2 Art. 29 und 30 werden mit Wirkung ab 1. Januar 2015 aufgehoben.

Art. 166 b) Verordnung iiber den Staatsdienst

! Die Verordnung iiber den Staatsdienst vom 5. Médrz 1996 wird mit Ausnahme
von Art. 17 und Art. 22 Abs. 1 Bst. ¢, Art. 42 und Art. 45 Abs. 1 sowie Art. 51 mit
Wirkung ab 1. Juni 2012 aufgehoben.

2 Art. 17 und Art. 22 Abs. 1 Bst. ¢, Art. 42 und Art. 45 Abs. 1 sowie Art. 51 werden
mit Wirkung ab 1. Januar 2013 aufgehoben.
Art. 167 c) Arbeitszeitverordnung

! Die Arbeitszeitverordnung vom 27. Mai 19974 wird mit Wirkung ab 1. Juni 2012
aufgehoben.

34 SR272.

35  Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
36 Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
37  Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
38 Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
39  nGS43-1 (sGS 143.2).

40 nGS 43-3 (sGS 143.20).

41  nGS 32-52 (sGS 143.22).
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Art. 168 d) Spesenverordnung

! Die Spesenverordnung vom 6. Dezember 2004*? wird mit Ausnahme von Art. 10
mit Wirkung ab 1. Juni 2012 aufgehoben.

2 Art. 10 wird mit Wirkung ab 1. Januar 2013 aufgehoben.

Art. 169 Ubergangsbestimmung

! Leistungszulagen, die nach Art. 32 der Verordnung iiber den Staatsdienst vom
5. Mirz 1996 zugesprochen worden sind, werden als Lohnsonderzulage weiterge-
fihrt.

Art. 170 Vollzugsbeginn

UArt. 61 und Art. 66 Abs. 1 Bst. ¢, Art. 94, 95 und Art. 104 Abs. 2, Art. 106 Abs. 3
sowie Art. 127 Abs. 1 dieses Erlasses werden ab 1. Januar 2013 angewendet.

2 Die iibrigen Bestimmungen dieses Erlasses werden ab 1. Juni 2012 angewendet.

42 nGS 46-3 (sGS 143.6).
43 sGS 143.20.
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* Anderungstabelle - Nach Bestimmung

Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle | Erlassdatum | Vollzugsbeginn
Erlass Grunderlass 47-32 13.12.2011 | 01.01.2013

* Anderungstabelle - Nach Erlassdatum
Erlassdatum | Vollzugsbeginn | Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle
13.12.2011 Erlass Grunderlass 47-32

42




Anhang 1: Lohnklassen (Art.69)

143.11

A Lohnklassen des Verwaltungspersonals, des technischen Personals sowie

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Polizeikorps

Personalkategorie Lohnklassen
Verwaltungsangestellte / Verwaltungsangestellter 1bis 13
Sachbearbeiterin / Sachbearbeiter 14 bis 19
Fachspezialistin / Fachspezialist 20 bis 28
Leitende Mitarbeiterin/ Leitender Mitarbeiter 19 bis 31
Rechnungsfiihrerin / Rechnungsfiihrer 15 bis 24
Revisorin/Revisor 20 bis 29
Steuerkommissarin / Steuerkommissar 20 bis 29
Betriebswirtschafterin / Betriebswirtschafter 18 bis 31
Juristin/ Jurist 20 bis 31
Volkswirtschafterin / Volkswirtschafter 20 bis 31
Fachlehrerin/ Fachlehrer an landwirtschaftlichen Schulen 16 bis 23
Landwirtschaftliche / r Betriebsberaterin/ Betriebsberater 16 bis 29
Landwirtschaftslehrerin / Landwirtschaftslehrer 22 bis 29
Lehrerin/ Lehrer an einer Mittel- oder Berufsschule 20 bis 29
Expertin SVA / Experte SVA 18 bis 22
Sozialarbeiterin/ -padagogin / Sozialarbeiter / -pidagoge 14 bis 17
Dipl. Sozialarbeiterin/ -piddagogin/ Sozialarbeiter / -piddagoge 18 bis 22
Staatsanwiltin / Staatsanwalt 24 bis 31
Leitende Staatsanwiltin-StV / Leitender Staatsanwalt-StV 28 bis 31
Leitende Staatsanwiltin/ Leitender Staatsanwalt 31
Jugendanwiltin / Jugendanwalt 24 bis 31
Leitende Jugendanwiltin / Leitender Jugendanwalt 31
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Personalkategorie Lohnklassen
Gerichtsschreiberin / Gerichtsschreiber 22 bis 31
Kreisrichterin / Kreisrichter 28 bis 31
Abteilungsprisident/ in Versicherungsgericht 31
Abteilungsprisident/in Verwaltungsrekurskommission 31
Kreisgerichtsprasidentin / Kreisgerichtsprasident 31
Chemielaborantin/ Chemielaborant 8 bis 16
Technische Mitarbeiterin / Technischer Mitarbeiter 9 bis 24
Architektin / Architekt 18 bis 26
Dipl. Architektin/ Dipl. Architekt 18 bis 31
Ingenieurin/Ingenieur 18 bis 26
Dipl. Ingenieurin/Dipl. Ingenieur 18 bis 31
Dipl. Chemikerin/Dipl. Chemiker 20 bis 31
Polizistin / Polizist 14 bis 16
Polizeigefreiter 17 bis 18
Polizeikorporal 18 bis 21
Polizeiwachtmeister 17 bis 24
Polizeifeldweibel 18 bis 26
Polizeiadjutant 21 bis 27
Polizeileutnant 23 bis 27
Polizeioberleutnant 27 bis 30
Polizeihauptmann 28 bis 31
Polizeimajor 28 bis 31
Uberklassen 32 bis 37
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B Lohnklassen des pflegerischen, des medizinisch-technischen sowie

des medizinisch-therapeutischen Fach- und Hilfspersonals sowie

der Arztinnen und Arzte

Personalkategorie Lohnklassen
Pflegehilfe 1 bis 7
Pflegeassistentin/ Pflegeassistent 7 bis 9
Pflegerin / Pfleger 9 bis 16
Fachangestellte / Fachangestellter Gesundheit 10 bis 14
Fachfrau/Fachmann Betreuung 10 bis 14
Pflegefachfrau/Pflegefachmann DN1 11 bis 16
Pflegefachfrau/Pflegefachmann DN1 mbA 12 bis 17
Dipl. Pflegefachfrau/Dipl. Pflegefachmann HF 14 bis 19
Dipl. Pflegefachfrau/Dipl. Pflegefachmann HF mbA 15 bis 21
Dipl. Hebamme / Entbindungspfleger 14 bis 20
Stationsleiterin/ Stationsleiter 17 bis 22
Stv. Leiterin Pflege/ Stv. Leiter Pflege 18 bis 24
Leiterin Pflege / Leiter Pflege 20 bis 27
Leiterin Pflegedienst/ Leiter Pflegedienst 24 bis 27
Mitarbeiterin / Mitarbeiter Labor 4 bis 9
Dipl. biomed. Analytikerin/Dipl. biomed. Analytiker HF 12 bis 18
Leitende Therapeutin/ Leitender Therapeut 16 bis 21
Mitarbeiterin / Mitarbeiter Radiologie 12 bis 14
Dipl. Fachfrau/Dipl. Fachmann fiir med.-techn. Radiologie HF 13 bis 18
Leitende Fachfrau/ Leitender Fachmann fiir med.-techn. Radiologie HF 16 bis 21
Dipl. techn. Operationsassistentin/ Dipl. techn. Operationsassistent HF 13 bis 18
Dipl. techn. Operationsassistentin/ Dipl. techn. Operationsassistent

HF mbA 14 bis 19
Erndhrungsberaterin/ Erndhrungsberater 11 bis 16
Leiterin/ Leiter Erndhrungsberatung 14 bis 19
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Personalkategorie Lohnklassen
Mitarbeiterin / Mitarbeiter Pathologie 11 bis 17
Assistenzirztin / Assistenzarzt ohne FMH 20 bis 24
Assistenzidrztin / Assistenzarzt mit FMH 24
Oberassistenzirztin / Oberassistenzarzt 25 bis 26
Spitalfachérztin / Spitalfacharzt 26 bis 30
Oberirztin/ Oberarzt 30 bis 31
Uberklassen 32 bis 37
C Lohnklassen des Betriebspersonals sowie des handwerklichen

und des Strassenpersonals
Personalkategorie Lohnklassen
Betriebsangestellte / Betriebsangestellter 1 bis 9
Angelernte Handwerkerin / Angelernter Handwerker 8 bis 9
Handwerkerin / Handwerker 10 bis 16
Strassenwirterin / Strassenwirter 9 bis 14
Chauffeuse / Chauffeur 10 bis 14
Gruppenleiterin/ Gruppenleiter 11 bis 17
Leiterin / Leiter Werkstitte 14 bis 19
Techn. Abteilungsleiterin / Techn. Abteilungsleiter 17 bis 22
Leiterin / Leiter Werkhof 18 bis 25
Kochin/ Koch 9 bis 15
Kiichenchefin / Kiichenchef 15 bis 22
Hausw. Betriebsleiterin / Hausw. Betriebsleiter 10 bis 19
Hauswartin / Hauswart 12 bis 15
Leitende Hauswartin / Leitender Hauswart 14 bis 17
Aufseherin/ Aufseher 11 bis 14




143.11

Anhang 2: Stundenlohn (Art.78)

Lohnzuschlag zur pauschalen Abgeltung von Ferien, Feier- und Ruhetagen sowie
Kurzabsenzen

Total Lohnzuschlag

Abgeltung von: Prozentsatz in Prozent
23 Ferientagen 10,26

9 Ruhetagen 4,02 16,50

5 Tage Kurzabsenzen 2,23
28 Ferientagen 12,80

9 Ruhetagen 4,12 19,20

5 Tage Kurzabsenzen 2,29
30 Ferientagen 13,84

9 Ruhetagen 4,15 20,30

5 Tage Kurzabsenzen 2,31
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Anhang 3: Inkonvenienzentschidigungen

Pauschale Inkonvenienzentschidigung fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
von Staatsanwaltschaft und Jugendanwaltschaft (Art.87 Abs. 1 Bst.a und Abs.2)

Pauschalbetrag

Je Augenschein, Anordnung oder Aufgebot

Fr. 30.—

Lohnzuschlige fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Strassenunterhaltsdienst

(Art.90 Abs. 1 Bst.a)

Lohnzuschlag
in Prozent
Montag bis Freitag 25
Samstag 35
Ruhetag 50
Nacht (von 20.00 Uhr bis 05.00 Uhr) 50
Geldleistung je Stunde (Art.93)
Pikettdienst
am Arbeitsplatz
Arbeit ausserhalb oder in dessen Pikettdienst
der Dienstzeit unmittelbaren Nihe zu Hause
Fr. Fr. Fr.
Werktag 2.40
Samstag 6.80 3.20 2.40
Ruhetag 6.80 3.80 2.90
Nacht 6.80 3.20 2.40




	I. Allgemeine Bestimmungen (1.)
	Art. 1 Geltungsbereich a) Grundsatz
	Art. 2 b) für nebenamtlich tätige Personen
	Art. 3 Gestaltung des Arbeitsverhältnisses a) Arbeitsvertrag
	Art. 4 b) Zuständigkeit

	II. Aufgabenerfüllung (2.)
	1. Grundsätze (2.1.)
	Art. 5 Aufgaben a) Grundlagen
	Art. 6 b) Änderung
	Art. 7 Unterstützung des Kantonalen Führungsstabs
	Art. 8 Telearbeit zu Hause

	2. Fort- und Weiterbildung (2.2.)
	Art. 9 Notwendige Fort- und Weiterbildung
	Art. 10 Andere Fort- und Weiterbildung a) Beteiligung des Kantons
	Art. 11 b) Vereinbarung
	Art. 12 c) Rückerstattung

	3. Unterstützung der Mitarbeiterin und des Mitarbeiters (2.3.)
	Art. 13 Bestellung einer Rechtsvertretung
	Art. 14 Richtigstellung bei ungerechtfertigten Angriffen

	4. Meldung von Missständen (2.4.)
	Art. 15 Grundsatz
	Art. 16 Interne Meldestelle a) Bezeichnung
	Art. 17 b) Berichterstattung
	Art. 18 Verfahren
	Art. 19 Vertraulichkeit

	5. Case Management (2.5.)
	Art. 20 Meldepflicht von Arbeitgeberin oder Arbeitgeber
	Art. 21 Tätigkeit

	6. Ausübung von Nebenbeschäftigungen (2.6.)
	Art. 22 Nebenbeschäftigungen
	Art. 23 Arbeitszeit und Benützung von Infrastruktur


	III. Arbeitszeit (3.)
	1. Allgemeine Bestimmungen (3.1.)
	Art. 24 Dienstzeit a) Grundsatz
	Art. 25 b) Ausdehnung
	Art. 26 Erreichbarkeit für die Öffentlichkeit
	Art. 27 Durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit

	2. Bandbreitenmodell (3.2.)
	Art. 28 Grundsatz
	Art. 29 Varianten
	Art. 30 Teilzeitbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	Art. 31 Arbeitgeberbeiträge an die berufliche Vorsorge
	Art. 32 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit fester Arbeitszeit

	3. Tägliche Arbeitszeit (3.3.)
	Art. 33 Tägliche Normalarbeitszeit
	Art. 34 Blockzeiten
	Art. 35 Mittagspause
	Art. 36 Abwesenheiten a) aus betrieblichen Gründen
	Art. 37 b) aus privaten Gründen

	4. Pikettdienst und Nachtarbeit (3.4.)
	Art. 38 Arbeitszeit bei Pikettdienst
	Art. 39 Nachtzeitausgleich bei Nachtarbeit

	5. Gleitzeit (3.5.)
	Art. 40 Anspruch
	Art. 41 Dauer
	Art. 42 Zeitguthaben und Zeitschulden a) Begriff und Ausgleich
	Art. 43 b) Übertragung auf das Folgejahr
	Art. 44 c) Ausgleich bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses

	6. Jahresarbeitszeit (3.6.)
	Art. 45 Grundsatz
	Art. 46 Bezahlte Abwesenheiten
	Art. 47 Zeitguthaben und Zeitschulden
	Art. 48 Beendigung des Arbeitsverhältnisses während des Kalenderjahres

	7. Langzeitkonto (3.7.)
	Art. 49 Gegenstand
	Art. 50 Vereinbarung
	Art. 51 Äufnung
	Art. 52 Verwendung
	Art. 53 Zeitguthaben bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses

	8. Überzeit (3.8.)
	Art. 54 Begriff
	Art. 55 Ausgleich a) Grundsatz
	Art. 56 b) durch Freizeit
	Art. 57 c) durch Entschädigung

	9. Zeiterfassung (3.9.)
	Art. 58 Grundsatz


	IV. Ruhetage, Ferien und Urlaub (4.)
	1. Ruhetage (4.1.)
	Art. 59 Bezeichnung
	Art. 60 Arbeitsfreie Tage

	2. Ferien (4.2.)
	Art. 61 Dauer
	Art. 62 Bemessung
	Art. 63 Ferienbezug
	Art. 64 Nachbezug

	3. Urlaub (4.3.)
	Art. 65 Allgemeine Gründe
	Art. 66 Besondere Gründe
	Art. 67 Öffentliches Amt


	V. Entschädigungen aus dem Arbeitsverhältnis (5.)
	1. Lohn sowie Zulagen und Inkonvenienzentschädigngen (5.1.)
	a) Lohn (5.1.1.)
	Art. 68 Lohnklassen
	Art. 69 Zuordnung der Funktionen
	Art. 70 Beförderung innerhalb einer Lohnklasse a) Grundsatz
	Art. 71 b) Vorbehalt
	Art. 72 Beförderung in eine höhere Lohnklasse a) Lohnklassen 1 bis 31
	Art. 73 b) Überklassen
	Art. 74 Zeitpunkt der Beförderung
	Art. 75 Variabler Lohnbestandteil
	Art. 76 Stundenlohn a) Anwendungsbereich
	Art. 77 b) Berechnung
	Art. 78 c) Pauschalabgeltung von Ferien und Kurzabsenzen sowie Feier- und Ruhetagen

	b) Zulagen (5.1.2.)
	Art. 79 Geburtszulage a) Grundsatz
	Art. 80 b) Begrenzung
	Art. 81 Funktionszulage a) Voraussetzungen
	Art. 82 b) Höhe
	Art. 83 Marktzulage a) Voraussetzungen
	Art. 84 b) Befristung
	Art. 85 c) Höhe

	c) Inkonvenienzentschädigungen (5.1.3.)
	Art. 86 Bezugsberechtigung
	Art. 87 Bezügerinnen und Bezüger a) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Staatsanwaltschaft und Jugendanwaltschaft
	Art. 88 b) Zwangsmassnahmen-Richterinnen und Zwangsmassnahmen-Richter
	Art. 89 c) Assistenzärztinnen und Assistenzärzte
	Art. 90 d) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Strassenunterhaltsdienstes
	Art. 91 f) übrige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	Art. 92 Form
	Art. 93 Ansatz
	Art. 94 Ausrichtung bei Abwesenheit a) Grundsatz
	Art. 95 b) Bemessung und Auszahlung

	d) Auszahlung (5.1.4.)
	Art. 96 Monatliche Auszahlung
	Art. 97 13. Monatslohn
	Art. 98 Naturalleistung


	2. Lohnfortzahlung (5.2.)
	Art. 99 Anspruchsdauer a) Grundsatz
	Art. 100 b) Probezeit
	Art. 101 c) Bezug der Mutterschaftsentschädigung
	Art. 102 Lohnfortzahlung und Kündigungsschutz a) Voraussetzungen
	Art. 103 b) Mitwirkungspflicht
	Art. 104 Lohnfortzahlung infolge Krankheit
	Art. 105 Lohnfortzahlung infolge Unfalls
	Art. 106 Anrechenbarer Lohn
	Art. 107 Kürzung oder Einstellung
	Art. 108 Abtretung von Lohnersatzansprüchen
	Art. 109 Unfallfonds a) Grundsatz
	Art. 110 b) Fonds für Berufsunfälle
	Art. 111 c) Fonds für Nichtberufsunfälle

	3. Treueprämie (5.3.)
	Art. 112 Anspruch
	Art. 113 Anrechnung von Dienstjahren
	Art. 114 Höhe
	Art. 115 Ausrichtung in Form von bezahltem Urlaub

	4. Abgangsentschädigung (5.4.)
	Art. 116 Voraussetzungen
	Art. 117 Höhe

	5. Lohnnachgenuss (5.5.)
	Art. 118 Hinterlassene
	Art. 119 Anrechenbarer Lohn


	VI. Spesenersatz (6.)
	1. Grundsätze (6.1.)
	Art. 120 Geltungsbereich
	Art. 121 Grundsatz

	2. Verpflegung (6.2.)
	Art. 122 Vergütung
	Art. 123 Ansätze

	3. Unterkunft (6.3.)
	Art. 124 Vergütung

	4. Dienstreisen (6.4.)
	Art. 125 Öffentliche Verkehrsmittel
	Art. 126 Privatfahrzeuge a) Kilometerentschädigung
	Art. 127 b) Personenwagen
	Art. 128 Kleinfahrzeuge
	Art. 129 Flugzeug
	Art. 130 Weitere Auslagen

	5. Wegentschädigung (6.5.)
	Art. 131 Ausrichtung


	VII. Zuständigkeiten (7.)
	1. Regierung (7.1.)
	Art. 132 Begründung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen
	Art. 133 Übertragung von Aufgaben

	2. Sozialpartnerschaft (7.2.)
	a) Verhandlungsparteien (7.2.1.)
	Art. 134 Verbände des Staatspersonals
	Art. 135 Regierung

	b) Zusammenarbeit (7.2.2.)
	Art. 136 Verhandlungen
	Art. 137 Vernehmlassung, Anhörung und Mitarbeit
	Art. 138 Vorschlags- und Antragsrecht
	Art. 139 Infrastrukturbeitrag


	3. Personalamt (7.3.)
	Art. 140 Stellung
	Art. 141 Zusammenarbeit
	Art. 142 Aufgaben a) Personalpolitik
	Art. 143 b) Führungsunterstützung sowie Personal- und Organisationsentwicklung
	Art. 144 c) Information
	Art. 145 d) Vollzug des Personalrechts
	Art. 146 e) Personaladministration
	Art. 147 Antragsrecht
	Art. 148 Personaldienstleiterkonferenz


	VIII. Schlichtungsverfahren im Rahmen der Streiterledigung (8.)
	1. Schlichtungsstelle in Personalsachen (8.1.)
	Art. 149 Organisation
	Art. 150 Ausstand

	2. Schlichtungsbegehren (8.2.)
	Art. 151 Einreichung
	Art. 152 Behandlung
	Art. 153 Unterlagen und Abklärungen

	3. Verfahren (8.3.)
	Art. 154 Verständigungsverhandlung a) Durchführung
	Art. 155 b) Vertraulichkeit
	Art. 156 c) Empfehlung der Schlichtungsstelle in Personalsachen
	Art. 157 d) gütliche Verständigung
	Art. 158 e) Abschluss
	Art. 159 Säumnis
	Art. 160 Ergänzendes Recht


	IX. Schlussbestimmungen (9.)
	Art. 161
	Art. 162
	Art. 163
	Art. 164
	Art. 165 Aufhebung bisherigen Rechts a) Besoldungsverordnung
	Art. 166 b) Verordnung über den Staatsdienst
	Art. 167 c) Arbeitszeitverordnung
	Art. 168 d) Spesenverordnung
	Art. 169 Übergangsbestimmung
	Art. 170 Vollzugsbeginn


		2024-03-05T19:30:45+0100
	"9001 St.Gallen"
	"Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen"


	



